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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1991 Ausgegeben am 21. Februar 1991 57. Stück

8 3 . Abkommen zur Änderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Italienischen
Republik vom 29. März 1974 über die Regelung des Grenzüberganges der
Eisenbahnen und des Änderungsabkommens vom 27. August 1980
(NR: GP XVII RV 889 AB 909 S. 102. BR: AB 3673 S. 515.)

8 4 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik
Österreich und dem Minister für Verkehr der Italienischen Republik zur
Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen in der
Fassung der Änderungsabkommen

83.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZUR ÄNDERUNG DES ABKOMMENS
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER ITALIENISCHEN
REPUBLIK VOM 29. MÄRZ 1974 ÜBER
DIE REGELUNG DES GRENZÜBER-
GANGES DER EISENBAHNEN*) UND
DES ÄNDERUNGSABKOMMENS VOM

27. AUGUST 1980 **)

Die Republik Österreich und die Italienische
Republik sind, in der Absicht, das Abkommen über
die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbah-
nen den geänderten Erfordernissen des internatio-
nalen Eisenbahnverkehrs anzupassen, wie folgt
übereingekommen:

Artikel 1

1. Im Artikel 2 wird der Absatz 2 gestrichen.

2. Im Artikel 2 wird der Absatz 3 zu Absatz 2
und erhält folgende Fassung:

„(2) Die zuständigen Zentralbehörden der Ver-
tragsstaaten können zur Verbesserung des Eisen-
bahnverkehrs die Durchführung bestimmter Teile
des Anschluß- und Übergangsdienstes in anderen
als den im Absatz 1 bezeichneten Bahnhöfen ver-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 473/1976
**) Kundgemach: in BGBl. Nr. 233/1983
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einbaren. In diesen Fällen sind die Bestimmungen
dieses Abkommens sinngemäß anzuwenden."

3. Artikel 4 Absatz 5 hat zu lauten:

„(5) Für die Benützung von Räumen und Anla-
gen der Eisenbahn auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates haben die ÖBB und FS
einander eine Vergütung zu leisten, deren Höhe
auf Grund der Selbstkosten zu ermitteln ist."

4. Artikel 6 Absatz 2 hat zu lauten:

„(2) Die ÖBB und die FS sind berechtigt, für die
im Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten sowie für die
gemäß Artikel 2 Absatz 2 vereinbarten, auf dem
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates gelege-
nen Bahnhöfe jeweils einen eigenen Vertreter zu
bestellen. Die Diensträume des Vertreters müssen
Aufschriften in den Sprachen beider Vertragsstaa-
ten tragen, wobei für die Diensträume des ÖBB-
Vertreters die deutsche Sprache und für die Dienst-
räume des FS-Vertreters die italienische Sprache
den Vorrang hat."

5. Artikel 9 Absatz 1 hat zu lauten:

„(1) In den Gemeinschaftsbahnhöfen müssen die
Aufschriften, die den Gemeinschaftsdienst der
Eisenbahnen betreffen, in den Sprachen beider Ver-
tragsstaaten angebracht sein, wobei die italienische
Sprache den Vorrang hat. Die Diensträume der auf
Grund einer Vereinbarung gemäß Artikel 2
Absatz 2 errichteten Dienststellen müssen gleich-
falls zweisprachig bezeichnet sein, wobei die Spra-
che desjenigen Vertragsstaates den Vorrang hat,
auf dessen Hoheitsgebiet die Diensträume gelegen
sind. Die Bestimmungen des Artikels 6 hinsichtlich
der Diensträume der Vertreter beider Eisenbahnen
werden hiedurch nicht berührt."

6. Artikel 13 Absatz 3 hat zu lauten:

„(3) Wird durch einen Unfall beim Betrieb der
Eisenbahn ein Bediensteter

1. der ÖBB in Ausübung seines mit dem Grenz-
übergang, auf den sich dieses Abkommen
bezieht, zusammenhängenden Dienstes in
einem Gemeinschaftsbahnhof, auf einer
Anschlußgrenzstrecke, in einem gemäß Arti-
kel 2 Absatz 2 vereinbarten Bahnhof in Italien
oder auf einer Strecke von der Staatsgrenze
zu einem gemäß Artikel 2 Absatz 2 vereinbar-
ten Bahnhof in Italien getötet oder verletzt
oder eine Sache, die ein Bediensteter der ÖBB
an sich trägt oder mit sich führt, beschädigt
oder vernichtet, so ist die Pflicht, die sich aus
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dem Unfall ergebenden Ansprüche zu befrie-
digen, so zu beurteilen, als ob sich der Unfall
auf einer Strecke der ÖBB in Österreich er-
eignet hätte;

2. der FS auf die in Ziffer 1 beschriebene Weise
in einem gemäß Artikel 2 Absatz 2 vereinbar-
ten Bahnhof in Österreich oder auf einer
Strecke von der Staatsgrenze zu diesem Bahn-
hof geschädigt, so ist die genannte Pflicht so
zu beurteilen, als ob sich der Unfall auf einer
Strecke der FS in Italien ereignet hätte;

3. der FS auf die in Ziffer 1 beschriebene Weise
auf einer Anschlußgrenzstrecke oder in einem
Gemeinschaftsbahnhof geschädigt, so ist die
genannte Pflicht so zu beurteilen, als ob sich
der Unfall beim Betrieb der FS ereignet
hätte."

7. Artikel 24 Absatz 1 hat zu lauten:

„(1) Dienstbriefe, Dienstpakete sowie dienstliche
Geld- und Wertsendungen können zwischen den
Gemeinschaftsbahnhöfen, den auf Grund einer
Vereinbarung gemäß Artikel 2 Absatz 2 errichteten
Stellen und den im Artikel 6 Absatz 2 angeführten
Vertretern, zwischen allen vorgenannten Stellen
sowie zwischen diesen Stellen und ihren vorgesetz-
ten Stellen und entsprechenden Verwaltungen ohne
Vermittlung der Post und frei von Postgebühren
ausgetauscht werden."

Artikel 2

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden in Wien ausge-
tauscht werden.

(2) Das Abkommen tritt mit dem ersten Tag des
dritten Monats nach Austausch der Ratifikationsur-
kunden in Kraft.

GESCHEHEN zu Rom, am 12. September 1985
in doppelter Urschrift in deutscher und italienischer
Sprache, wobei jeweils beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Hinteregger

Für die Italienische Republik:
Fioret

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 14. Dezember 1990 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 2 Abs. 2 mit
1. März 1991 in Kraft.

Vranitzky
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84.

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM MINISTER FÜR
VERKEHR DER ITALIENISCHEN REPU-

BLIK
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich und der
Minister für Verkehr der Italienischen Republik
sind in Durchführung des Artikels 2 Absatz 2 des
„Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Italienischen Republik über die Regelung
des Grenzüberganges der Eisenbahnen" vom
29. März 1974 *) in der Fassung der Änderungsab-
kommen vom 27. August 1980 **) und vom
12. September 1985 ***) wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

In den Bahnhöfen Innsbruck Hauptbahnhof und
Arnoldstein sind Dienststellen der FS errichtet, die
folgende Teile des Anschluß- und Übergangsdien-
stes der FS durchführen:

1. Im Bahnhof Innsbruck Hauptbahnhof:
die technische Untersuchung, die Bezettelung
und Aufschreibung der Wagen und Lademit-
tel, sowie verwaltungs- und abrechnungsmä-
ßige Aufgaben betreffend die durchlaufenden
Gütertransporte;

2. Im Bahnhof Arnoldstein:
die technische Untersuchung in der Fahrtrich-
tung Nord—Süd, sowie Aufgaben der verwal-
tungsmäßigen Abrechnung betreffend die
durchlaufenden Gütertransporte.

Artikel 2

(1) Diese Vereinbarung tritt zu dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem das „Abkommen zur Änderung des
Abkommens zwischen der Republik Österreich und
der Italienischen Republik vom 29. März 1974 über
die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbah-
nen" vom 12. September 1985 in Kraft tritt.

(2) Diese Vereinbarung kann von jeder Vertrags-
partei auf diplomatischem Wege jederzeit gekün-
digt werden. Die Kündigung wird sechs Monate
nach ihrem Eintreffen beim Vertragspartner wirk-
sam. Das Außerkrafttreten des „Abkommens
zwischen der Republik Österreich und der Italieni-
schen Republik vom 29. März 1974 über die
Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen"
in der Fassung der Änderungsabkommen vom

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 473/1976
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 233/1983

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 83/1991
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27. August 1980 und vom 12. September 1985
beendet auch diese Vereinbarung.

Geschehen zu Bologna, am 10. Jänner 1991, in
zweifacher Ausfertigung in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Ausfertigungen glei-
chermaßen authentisch sind:

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Dr. Peschorn

Für den Minister für Verkehr der Italienischen
Republik:

Carlo Focacci

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 2 Abs. 1 mit 1. März 1991 in Kraft.

Vranitzky



382


